
  

Video soll Kriegsverbrechen beweisen

Journalisten war Einreise ins Kampfgebiet verwehrt
worden

„Kopfschuss, Gelächter, Genickschuss“ titelt die Online-Ausgabe eines
Nachrichtenmagazins. Im Beitrag geht es um ein Video, das Kriegsverbrechen in Sri
Lanka beweisen soll. Der von einem Soldaten der Regierungsarmee mit Handy
aufgenommene Film zeigt die Tötung von nackten Gefangenen. Am Ende des
Beitrages weist die Redaktion auf einen Link mit der Überschrift „Hinrichtungsvideo
aus Sri Lanka: Die Armee bestreitet jede Verantwortung“ hin. Das Online-Portal teilt
mit, dass Journalisten der Zugang zu der umkämpften Region verweigert worden sei.
Das Video sei der Organisation „Journalists for democracy“ übergeben worden, die
es wiederum an die internationale Presse weitergegeben habe. Die Redaktion zeigt
Ausschnitte aus dem Video. Darin ist zu sehen, wie mehrere gefesselte und nackte
Männer von Uniformierten mit Waffen bedroht werden und andere verletzt am Boden
liegen. Die Redaktion vermutet, dass es sich bei den Uniformträgern um
Regierungssoldaten handeln könnte. Sie zitiert einen Sprecher der Regierung von Sri
Lanka, der das Video als Fälschung bezeichnet habe. Zwei Nutzer der
Internetausgabe des Nachrichtenmagazins sehen sowohl im Beitrag als auch im
Video einen Verstoß gegen die Ziffern 8 (Persönlichkeitsrechte) und 11
(Sensationsberichterstattung, Jugendschutz) des Pressekodex. Nach ihrer Meinung
sollten solche Bilder nicht öffentlich gezeigt werden, wenn es sich um ein
Propaganda-Video handeln könnte. Das Justiziariat des Nachrichtenmagazins ist der
Meinung, dass in diesem Fall zwischen dem journalistischen Auftrag, auch die
Grausamkeit von Kriegen in Text und Bild darzustellen, und den Anforderungen der
Ziffern 8 und 11 abgewogen werden müsse. Statistiken allein könnten kein
angemessenes journalistisches Bild von Krieg und Gewalt vermitteln. Im Video seien
die Betroffenen nicht zu identifizieren. Die Tötungsszenen selbst würden nicht
gezeigt. Die abgebildete Situation sei ohne Zweifel grausam und
menschenverachtend. Um jedoch die Situation vor Ort zu bewerten, sei es ethisch
vertretbar, die Szenen zu zeigen. (2009)

Der Beschwerdeausschuss kommt zu dem Schluss, dass die Online-Ausgabe des
Magazins nicht gegen ethische Grundsätze verstoßen hat. Die Beschwerde ist
unbegründet. Im Mittelpunkt der Diskussion steht die Frage, ob es zulässig ist, die
Bilder aus dem angeblich von Soldaten der Regierungsarmee aufgenommenen
Handy-Video zu zeigen, obwohl dessen Wahrheitsgehalt nicht erwiesen ist. In
diesem Punkt folgt der Presserat der Argumentation der Redaktion. Danach ergibt
sich gerade aus dem Problem, dass Journalisten nicht vor Ort sein konnten, ein
öffentliches Interesse an dem Material. Die Redaktion thematisiert das Problem der



unklaren Quellenlage. So kann der Leser die Aufnahmen kritisch einordnen.
Ausschlaggebend für die Entscheidung des Beschwerdeausschusses ist auch, dass
sich die Redaktion entschieden hat, die Exekutionen nicht in ihrer Gesamtheit zu
zeigen. Durch diese Abstrahierung leistet die Redaktion keiner unangemessen
sensationellen Darstellung nach Ziffer 11 des Pressekodex Vorschub.

(BK1-295/09 und BK1-296/09)

Aktenzeichen:BK1-295/09 und
Veröffentlicht am: 01.01.2009
Gegenstand (Ziffer): Sensationsberichterstattung, Jugendschutz (11);
Entscheidung: unbegründet 
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